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Inhalt: 8. 3 des obeitirten Gebührengeſetzes nach den Beſtimmungen des Gefälls— 
Das Gebührenäquivalent oder die Steuer auf das Vermögen der geſetzes geahndet. » 4 r We g 0 
todten Hand. Von Theodor Eglauer. III (Fortſetzung.) Noch viel mehr Arbeit verurſachen natürlich die am Beginne 


Mittheilungen aus der Praxis: einer Decennalperiode bei den Gebührenbemeſſungsämtern maſſenhaft 
Die Beſeitigung eines Theiles einer behufs Vorbeugung der Betretung des Feld⸗ einlangenden Einbekenntniſſe über das unbewegliche Vermögen der 
grundes errichteten Dornhecke ift nicht als Beſitzſtörung durch die Gerichte, juriſtiſchen Perſonen und Erwerbsgeſellſchaften der Finanzverwaltung. 
ſoudern als Feldfrevel durch die politiſche Behörde zu erheben und zu Da müſſen vorerſt — abgeſehen von vielen Manipulations- und 
in, Rechnungsarbeiten — die Angaben des Bekenntuiſſes geprüft und mit 
Geſetze und Verordnungen. dem Steuerkataſter und anderen Aufzeichnungen verglichen, ſowie über 
Berjonalien. die Angemeſſenheit des fatirten Werthes oftmals weitläufige Erhebungen 
Erledigungen. gepflogen, eventuell hierüber Sachverſtändige einvernommen werden. 
— — —P — Wenn nun der Aegquivalentpflichtige und das Gebühreubemeſſungsamt 
über den Werth einer Realität nicht handeleins werden, fo beginnen 
Ea en : ; dann Decennium für Decennium neuerliche Verhandlungeu, Beſchwerden, 
Dus Gebührenäquivalent oder die Steuer auf das ee ee ne ap 5 1 9 7 
Bermögen der todten Hand. einſtimmung, in Folge deſſen zur Bemeſſung und quotenweiſen Vor⸗ 
ſchreibung des Gebührenäquivalentes kommt. Da aber auch hiebei Irr— 
thümer und widerſprechende Geſetzesauffaſſungen möglich ſind, ſo iſt damit 
III. (Fortſetzung.) die Reihe der Verhandlungen noch nicht abgeſchloſſen, ſondern folgen 

N H BR. AL. N neuerliche Beſchwerden und Recurſe, Gnaden-, Friſtgeſuche u. ſ. f. 

5 Maric a u f 1 wee 2 Neat . Endlich geht es bei der jo vereinbarten oder decretirten Werth- 
Gebührenäquivalents⸗Vorſchriften hinſichtlich der (dauernden) Beſreiungen e e 
hievon 8 unden e Ber Umſtand. Wie ai ge ie nde ideen hg e ee 1 gute 
liegender Abhan 8 a a, ird u ae 5 50 Dan willigen Fatenten des wahren Werthes eines Gebührenäquivalentsobjectes 
des biens de man: nous Se: am Ans Zuſch A ee e ſtets im Vortheile bleibt, gar nicht zu reden von der ſtrengeren oder 
lichen Grundſtener eingeben eie en ger e auf A läſſigeren Pflichterfüllung ſeitens der Gebührenbemeſſungsämter und ihrer 
Vermögen der todten Hand iſt der unſeres Gebührenäquivalentes aus , 
mehrfachen Rückichten ane . h 4 Alle dieſe Unzukömmlichkeiten und Arbeiten würden bei Annahme 

In erſter Linie verurſacht die periodiſch wiederkehrende Einbekennung der franzöſiſchen Methode der Einhebung des Gebührenäquivalentes in 
des Werthes der dem Gebührenäquivalente unterliegenden Immobilien der Form eines Realſteuerzuſchlages vermieden werden; dieſe Methode 
der Fatenten einen erheblichen Aufwand an Zeit und Mühe, der noch entſpricht den drei oberſten Principien der Steuerverwaltung, nämlich 
dadurch vermehrt wird, daß der gehörigen Controle wegen auch dauernd den Forderungen nach Beſtimmtheit, Bequemlichkeit und billigen 
oder zeitlich vom Gebührenäquivalente befreite Objecte in das Vermögens⸗ Erhebungskoſten 1) in viel höherem Maße, als die öſterreichiſche 
bekenntniß aufgenommen und deren Befreiungstitel am Beginne jedes Methode der periodiſchen Einbekennung des äquivalentpflichtigen Vermögens. 
Dare neuerlich wieder nachgewieſen werden müfſen. Den in der Uebrigens iſt man ja bei uns ſchon gegenwärtig gezwungen, ſich 
Einbringung der Faſſion ſäumigen Aequivalentpflichtigen treffen Ordnungs⸗ im Zweifel und als unterſte Werthgrenze an die Grund- und Gebäude⸗ 
trafen; auf die Unterlaſſung der Vermögensfatirung, beziehungsweise ſteuer zu halten und iſt es dem Aequivalentpflichtigen gemäß Finanz⸗ 
der Anzeige des im Laufe eines Decenniums äquivalentpflichtig gewordenen miniſterialerlaſſes vom 26. Juli 1880, R. G. Bl. Nr. 102, Punkt 12, 
Obiectes hin wird im Sinne des § 80 des Geſetzes vom 9. Februar geſtattet, „in Ermanglung von Anhaltspunkten zur genauen Werth⸗ 
1850 die zweifache, Gebühr während des ganzen zehnjährigen Zeit⸗ beſtimmung der unbeweglichen Sachen“ ſich bereit zu erklären, „den 
raumes, für welchen die Gebührenäquivalentsbemeſſung erfolgt, eingehoben, Werth der der Grundſteuer unterliegenden Realitäten mit dem 150 fachen, 16) 
woferne der Aequivalentspflichtige nicht früher aus dem Genuſſe tritt, den Werth der der Hausclaſſenſteuer unterliegenden Gebäude mit dem 
deſſen Einbekennung er unterlaſſen hat. Die Verheimlichung oder un⸗ F 


richtige Angabe der einzubekennenden Gegenſtände wird gemäß § 84, — 


Von Theodor Eglauer. 


3) Siehe Punkt 22 des Finanzminiſterialerlaſſes vom 26. Juli 1880, 
R. G. Bl. Nr. 102. 

) Aber nicht aus dem von Prof. Schäffle angegebenen Grunde, „weil 1) Siehe A. Wagner, Allgemeine Steuerlehre, 88 365, 516 und 533. 
ein derartiger Jahresrealſteuerzuſchlag die Fondszwecke weniger ſtört,“ da auch 18) Dieſes Steuermultiplum wurde zufolge Finanzminiſterialerlaſſes vom 
das Gebührenäquivalent, wie es in Oeſterreich eingeführt ift, nicht auf einmal, 25. Jäuner 1884, 3. 2915, mit Rückſicht auf Art. III des Geſetzes vom 7. Juni 
ſondern gleich den Realſteuern in Quartalsraten zu entrichten iſt. 1881, R. G. Bl. Nr. 49, auf das 105fache herabgeſetzt. 
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250fachen, 16) den Werth der der Hauszinsſteuer unterliegenden Gebäude mit 
dem 100fachen 16) der ordentlichen Steuer, im letzten Falle ohne Abrechnung 
der Hausclaſſenſteuer anzuerkennen“, wonach „auf Grund dieſes Werthes 
die Vorſchreibung erfolgen und die Beibringung von Beilagen zur 
Erweiſung bezüglich ſolcher unbeweglichen Sachen unterbleiben“ kann. 1“) 

Man mache daher die Ausnahme zur Regel und gehe noch einen 
Schritt weiter, d. h. man ſetze, wie es in Frankreich gleich anfänglich 
geſchehen iſt, den Realſteuerzuſchlag feſt, welcher als Gebührenäquivalent 
vom Vermögen der todten Hand eingehoben werden ſoll. Daß man 
dieſe Methode nicht ſofort bei der Einführung des Gebührenäquivalentes 
in Oeſterreich befolgte, hatte ſeinen zwingenden Grund in dem damaligen 
Mangel an einer einheitlichen Grund- und Gebäudeſteuergeſetzgebung. 
Nachdem nun aber ſowohl das ſtabile Grundſteuerkataſter in allen im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern eingeführt, als die 
Gebäudeſteuer durch das Geſetz vom 9. Februar 1880, R. G. Bl. 
Nr. 17, in allen dieſen Läudern einheitlich geregelt worden iſt, ſollten 
wir auf die vorhin geſchilderten Vortheile, welche die Veranlagung des 
Gebührenäquivalentes in der Form eines Zuſchlages zum Realſteuer⸗ 
ordinarium zu bieten verſpricht, nicht länger verzichten. 

Fraglich iſt blos das Ausmaß für den als Gebührenäquivalent 
aufzuerlegenden Zuſchlag zur ordentlichen Grund- und Gebäudeſteuer. 
Gegen eine diesfällige Unterſcheidung zwiſchen Grund- und Hausbeſitz, 
der doch unter Einem in Erbfall kommt, haben wir uns bereits aus⸗ 
geſprochen. Dagegen müſſen wir zwiſchen den in der T. P. 106 Be 
des Geſetzes vom 13. December 1862, R. G. Bl. Nr. 89, sub Nr. 1 
und 2 aufgeführten, äquivalentpflichtigen Perſonen unterſcheiden, da 
erſtere ſowohl den Gebühren von Vermögensübertragungen unter Lebenden, 
als jenen von Todeswegen unterliegen, während letztere jenen mortis 
causa thatſächlich entgehen. 

Was nun erſtere (die juriſtiſchen Perſonen) anbetrifft, fo dürfte 
man nach öſterreichiſchen Verhältniſſen 18) annehmen, daß die im voll⸗ 
ſtändig freien Verkehre ſtehenden Immobilien durchſchnittlich alle 
15 Jahre 1%) ihren Eigenthümer wechſeln. Unter der weiteren An- 
nahme, daß die Vermögensübertragungsgebühren (unter Lebenden und 
von Todeswegen) in Oeſterreich durchſchnittlich 3 Percent 20) des 
Werthes der übertragenen Realitäten oder drei Viertel des auf 4 Percent 
des Werthes veranſchlagten Reinertrages derſelben ausmachen, ſo beträgt 
die für ein Jahr entfallende Quote der gedachten Gebühren ' Percent 
des jährlichen Reinertrages. Da ferners die Grundſtücke in Oeſterreich 
nach Durchführung des Reclamationsverfahrens 2210 Percent des 
nach den Beſchlüſſen der Centralcommiffion für die Grundſteuerregelung 
ermittelten Reinertrages der denſelben unterliegenden Grundſtücke feſt⸗ 
geſtellt iſt, 22) fo würde das Gebührenäquivalent von ſolchen, den zuerſt 
gedachten Perſonen gehörigen Grundſtücken mit etwas über 22 Percent 
der hierauf vorgeſchriebenen Grundſteuer feſtzuſetzen fein. 

Da weiters das Ausmaß der Hauszinsſteuer bei uns theils 
262,5, theils 20 oder 15 Percent des reinen Zinsertrages der derſelben 
unterliegenden Gebäude beträgt, ??) fo wäre das Gebührenäquivalent 
von ſolchen, den vorgedachten Perſonen gehörigen Gebäuden mit 11, 
reſpective 25 und 33 ¼ Percent ihrer Hauszinsſteuer, beziehungsweiſe 
von Gebäuden, welche im Ganzen oder theilweiſe aus dem Titel der 
Bauführung die Befreiung von der Hauszinsſteuer genießen, nicht 
aber auch vom Gebührenäquivalente zeitlich befreit ſind, in demſelben 


16) Dieſes Steuermultiplum wurde zufolge Finanzminiſterialerlaſſes vom 
1. Februar 1883, Z. 34.010, mit Rückſicht auf 8 13 des Geſetzes vom 9. Februar 
1880, R. G. Bl. Nr. 17, auf das 60fache der Hauszinsſteuer, reſpective auf 
das 100fache der Hausclaſſenſteuer herabgeſetzt. 

17) Siehe auch die weiteren Beſtimmungen dieſes, ſowie des Punktes 11 
der obeitirten Finanzminiſterialverordnung, dann § 50 des Gebührengeſetzes vom 
9. Februar 1850. 

16) Das franzöſiſche Geſetz hat, wie Eingangs erwähnt, angenommen, daß 
die im freien Verkehre ſtehenden Immobilien in Frankreich durchſchnittlich alle 
20 Jahre den Eigenthümer wechſeln (welche Annahme im bayriſchen Gebühren⸗ 
geſetze acceptirt wurde) und daß die jedesmaligen Uebertragungsgebühren dem 
einjährigen Reinertrage gleichkommen. 

10) Dieſe Annahme macht keinesfalls Anſpruch auf ſtatiſtiſche Genauigkeit, 
wozu mir die nöthigen Daten fehlen würden, ſondern wolle beiſpielsweiſe acceptirt 
werden. 

20) Das Gleiche gilt von dieſer Durchſchnittsziffer, bei deren Annahme der 
25percentige Zuſchlag zu den Vermögensübertragungsgebühren in Berückſichtigung 
gezogen wurde. 

2) Laut Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 22. Juni 1883, 
R. G. Bl. Nr. 119. 

22) Siehe § 6 des Geſetzes vom 9. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 17. 


valentpflichtigen Perſonen evident hält, 


Ausmaße, wie die im § 7 des Geſetzes vom 9. Februar 1880, R. G. Bl. 
Nr. 17, eingeführte 5percentige Steuer von ihrem Reinertrage feſtzuſetzen. 

Schwierigkeiten bei der geplanten Regelung des Gebühren⸗ 
äquivalentes als Zuſchlag zur Realſteuer würde man blos hinſichtlich 
jener Gebäude von äquivalentpflichtigen Perſonen begegnen, welche der 
Hausclaſſeuſteuer unterliegen, indem deren Tarif keine Rückſicht auf 
den Reinertrag der dieſer Steuer unterworfenen Gebäude nimmt, ſondern 
lediglich nach der Anzahl der Wohnbeſtandtheile derſelben abgeſtufk iſt. 25 

Allein es würde ſelbſt vorzuziehen ſein, den Reinertrag von 
ſolchen Gebäuden, der ohnehin ſchon gegenwärtig bei manchen derſelben 
erhoben werden muß, periodiſch zu erheben, als eine Methode beizu⸗ 
behalten, die ſo unbillig und unbequem iſt, wie die unſeres Gebühren⸗ 
äquivalentes. 

Was anderſeits das Gebührenäquivaleut von Actienunterneh⸗ 
mungen und anderen Erwerbsgeſellſchaften der T. P. 106 *, Z. 2 des 
Geſetzes vom 13. December 1862, R. G. Bl. Nr. 89, anbelangt, fo wäre es 
ungerecht, wenn man ſchon einmal die diesbezüglichen Vorſchriften 
reformirt, das bisherige Verhältniß desſelben zu jenem von den übrigen 
äquivalentpflichtigen Perſonen (1½ : 3 Percent) fortzubelaſfen Ich halte 
es für angemeſſen, hier die thatſächlichen Verhältniſſe in Oeſterreich, 
nach welchen die im Tauſchverkehre befindlichen Immobilien durch— 
ſchnittlich alle 18 Jahre ihren Beſitzer wechſeln und die jedesmaligen 
Vermögensübertragungsgebühren unter Lebenden durchſchnittlich 3 Per⸗ 
cent des Werthes der veräußerten Realitäten oder jährlich 3 s Percent 
des auf 4 Percent vom Werthe veranſchlagten Reinertrages derſelben 
ausmachen,?) zum Grunde zu legen und dem entſprechend das Gebühren⸗ 
äquivalent für die genannten Geſellſchaften und die ihnen gleichgehaltenen 
genoſſenſchaftlichen Vereinigungen mit ungefähr 13° , Percent der Grund- 
ſteuer, ſowie mit 11 ¾, 15% und 206, Percent der Hauszinsſteuer, 
reſpective mit 621, Percent der Spercentigen Steuer vom Reinertrage 
zinsſteuerfreier Häuſer auszumitteln. 

Vielleicht würde es ſogar gelingen, das Gebührenäquivalent von 
denjenigen, der Grund- und Gebäudeſteuer nicht unterliegenden rentir⸗ 
lichen Rechten, welche zu den unbeweglichen Sachen gezählt werden, 
wie von Jagd- und Fiſcherei⸗, Mühl⸗ und Schankrechten ꝛc., in einen 
Zuſchlag zur Erwerb⸗ und Einkommenſteuer von dieſen einträglichen 
Rechten umzugeftalten. 25) 


Sodann würde ſich die periodiſche Gebührenäquivalentsbemeſſung 
nur mehr auf das bewegliche Vermögen der sub Nr. I der T. P. 
106 Be des Geſetzes vom 13. December 1862 aufgeführten juri⸗ 
ſtiſchen Perſonen beſchränken, welches ohnehin bereits gegenwärtig ab— 
geſondert von deren unbeweglichem Vermögen einbekannt und der 
Gebührenäquivalentsbemeſſung unterzogen wird. Unvermeidlich bliebe 
ebenfalls die periodiſche Einbekennung des beweglichen Vermögens der 
gedachten Perſonen ſchon aus dem Grunde, weil die Erwerbung einer 
beweulichen Sache ſeitens einer ſolchen Perſon nicht fo publik und 
der Steuerbehörde bekannt wird, als etwa der Uebergang eines 
Grundſtückes oder überhaupt eines Grundbuchsobjectes in das Eigen⸗ 
thum einer äquivalentpflichtigen Perſon Im letzteren Falle bemißt ja 
dasſelbe Steuerorgan, welches das unbewegliche Vermögen der äqui⸗ 
die Vermögensübertragungs⸗ 
gebühr und merkt bei dieſer Gelegenheit die Erwerbung der Realität 
beim Immobiliarbeſitze der betreffenden juriſtiſchen Perſon oder Geſellſchaft 
an, um hievon ſeinerzeit (d. i. nach Ablauf der zehnjährigen Befreiungs⸗ 
periode) das Gebührenäquivalent im höheren oder niederen Ausmaße, 
ſei es in dieſer oder jener Form, vorzuſchreiben und einzuheben. Nicht 
fo beim beweglichen Vermögen, insbeſondere hinſichtlich der Geld⸗ 
capitalien, deren Stand ſchon wegen des beſtändig wechſelnden Werthes von 
öffentlichen Obligationen und anderen Börſeeffecten nur von Zeit und 
Zeit allgemein ermittelt werden kann, was eben am Geiignetſten alle 
zehn Jahre geſchieht, wie gegenwärtig. 

Doch auch die Bemeſſung des Gebührenäquivalentes vom beweg⸗ 
lichen Vermögen könnte im Intereſſe beider hieran Betheiligten (des 


25) Beilage B zu dem eben citirten Geſetze. Schlußfolgerungen aus dem 
im Punkte 12 des Finanzminiſterialerlaſſes vom 26. Juli 1880, R. G. Bl. Nr. 102, 
aufgeſtellten Multiplum der Hausclaſſenſteuer zu ziehen, ſchien mir hier doch 
zu gewagt. 

20) Und zwar nach den weiter oben reproducirten Angaben des Reichsraths⸗ 
abgeordneten Dr. Menger. 

25) Siehe das Hofkanzleidecret vom 22. October 1821 (Politiſche Geſetz⸗ 
ſammlung, 49. Band, Nr. 156). 


Aerars und der Aequivalentpflichtigen) vereinfacht werden. Nament— 


lich erſcheint es mir als eine ſehr überflüſſige Maßregel, daß neuere 


Stiftungen und überhaupt alle diejenigen Objecte, deren Aequivalents⸗ 
pflicht erſt in einem ſpäteren Zeitpunkte, als am Beginne der betreffenden 
Decennalperiode, für welche die Gebührenäquivalentsbemeſſung erfolgt, 
eintritt, ſpäteſtens binnen acht Tagen nach dieſem Zeitpunkte, 2%) außer 
der allgemeinen Fatirung des Vermögens, ſpeciell nochmals einbekannt 2”) 
und ihretwegen während des Decenniums Nachtragsbemeſſungen vor— 
genommen werden müſſen, anſtatt daß dieſe gleich anfangs gleichzeitig 
mit der Bemeſſung des Gebührenäquivalentes vom übrigen beweglichen 
Vermögen vorgenommen würden, was ſowohl der Finanzverwaltung die 
nachträgliche Mühewaltung, die zumeiſt in keinem entſprechenden Ver⸗ 
hältniſſe zur bemeſſenen Nachtragsgebühr ſteht, als auch dem Aequi— 
valentpflichtigen das neuerliche Einbekenntniß von derlei Objecten — 
und ſolche haben z. B. Kirchen oft zahlreiche aufzuweiſen — eventuell 
die nachtheiligen Folgen der Unterlaſſung oder Verzögerung desſelben 
und andere Verdrießlichkeiten erſparen würde. 

Hiebei dürfte es wenig verſchlagen, daß gegenwärtig der Tag 
des Beginnes der Aequivalentspflicht als jener Zeitpunkt gilt, auf 
welchen die Werthsbeſtimmung der zeitlich befreiten Objecte zu beziehen 
iſt, da es ſich hier meiſtens nur um geringfügige Vermögenszuwächſe 
handelt und ein ſolcher Gegenſtand innerhalb zehn Jahren ſeinen 
Werth nicht derartig erhöhen kann, daß es am Ausmaße des Gebühren⸗ 
äquivalentes ungeachtet der vor deſſen Bemeſſung erfolgenden Abrun- 
dung des Werthbetrages 2°) eine Aenderung bewirken würde. Uebrigens 
wäre dies ein Mangel, der dem Gebührenäquivalente überhaupt an⸗ 
hängt und welcher nicht beſeitigt werden kann, ohne daß alljährlich 
oder noch öfter vorzunehmende Werthsbekenntniſſe und Gebührenägqui⸗ 
valentsbemeſſungen nöthig würden. Dieſer Uebelſtand hängt übrigens 
dem Gebührenäquivalente nicht mehr an, als derjenigen Steuer. deren 
Surrogat fie bilden ſoll, nämlich den Gebühren von Vermögensüber— 
tragungen, welche auch auf Grundlage desjenigen Werthes bemeſſen 
werden, den der übertragene Gegenſtand am Tage des Geſchäfts⸗ 
abſchluſſes, reſpective am Todestage des Erblaſſers beſeſſen hat. 

Hiemit unſer Thema erſchöpfend, kann ich mir nicht verſagen, 
die hübſchen Gedanken, welche Prof. Schäffle über das Gebühren— 
äquivalent hinausſchweifend entwickelt, an dieſer Stelle wiederzugeben 
und hieran einige Ideen über eine Reform der in Oeſterreich unter 
dem Namen „Gebühren von unentgeltlichen Vermögensübertragungen“ 
(mortis causa) beſtehenden Erbſchaftsſteuer zu knüpfen. In feinem 
mehrfach genannten Werke 2) ſagte Schäffle nämlich: „Die Erb- 
ſchafts- und verwandten Gebühren haben bei richtiger Veranlagung 
den großen Vorzug, die capitalbildenden, außerordentlichen und ent- 
ſchlüpfenden (wie die fundirten) Einkünfte zugleich allgemein und ver⸗ 
hältnißmäßig und doch gleichſam pauſchalirend, in Abfindungen für 
längere Perioden, alſo einfach zu treffen. In der Erbſchaftsſteuer 
ſammt ihrem die moraliſchen Perſonen treffenden „Gebührenäquivalent“ 
iſt die Gebührenhauptſteuer, das Generaläquivalent zu erblicken, 
welches die Anſammlungen aus beſonders kräftigen und die ſonſt überall 
entſchlüpfenden Einkommenstheile in größeren Zwiſchenräumen heran⸗ 
zieht. Auf eine ſteuerſyſtematiſch richtige, ergiebige und genaue Erb⸗ 
ſchaftseinſteuerung, namentlich des beweglichen Vermögens (das am 
meiſten entſchlüpft), iſt daher mit allen Mitteln hinzuarbeiten, und zwar 
nicht für eine neidiſche, ſondern für eine gerecht ausgleichende Belaſtung 
des Reichthums.“ 


Dieſe Worte gelten auch für uns in Oeſterreich. 
(Fortſetzung folgt.) 


Und zwar bei Vermeidung der weiter oben gedachten Doppelgebühr. 

) Siehe Note 37 in Nr. 52 des vorigen Jahrganges dieſer Zeitſchriſt. 

25) Die Bemeſſung des Gebührenäquivalentes (ſowie aller Percentual⸗ 
gebühren] nach Werthsabſtufungen von je 20 fl. iſt wohl auch reformbedürftig. 
Wären nicht Werthsabſtufungen von je zehn Gulden viel billiger, einfacher, 
bequemer und mit Rückſicht auf die hohe Bedeutung des dekadiſchen Zahlenſyſtems 
natürlicher? Es ſcheint jene Beſtimmung des § 7 des Geſetzes vom 13. Decem⸗ 
ber 1862, R. G. Bl. Nr. 89, eine ſchlechte Copie der franzöſiſchen Werthsſprünge 
von 20 zu 20 Francs zu ſein, die aber ungeachtet der Prüfung obeitirter 
Gebührennovelle im Reichsrathe nicht verbeſſert wurde. 

26) Die Grundſätze der Steuerpolitik, S. 494. 


25) 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Beſeitigung eines Theiles einer behufs Vorbeugung der Be⸗ 

tretung des Feldgrundes errichteten Dornhecke iſt nicht als Beſttz⸗ 

ſtörung durch die Gerichte, ſondern als Feldfrevel durch die poli⸗ 
tiſche Behörde zu erheben und zu beſtrafen. 

Der Klage des A. wider die B. auf das Erkenntniß, B. habe 
ihn durch Herausreißen eines Theiles der von A. behufs Vorbeugung 
der Betretung des von ihm gepachteten Feldes y errichteten Dornhecke 
im Beſitze der Pachtrechte zu dieſem Felde und dieſer Dornhecke ſelbſt 
geſtört u. ſ. w., gab die erſte Inſtanz Folge unter Verwerfung 
der ſeitens der B. erhobenen Incompetenzeinwendung, — denn dieſe 
Einwendung, welche die That als bloßen Feldfrevel erklärt, iſt nicht 
ſtichhältig, da die der B. zur Laſt gelegte Handlung alle Kennzeichen 
einer Beſitzſtörung aufweiſt, indem es ſich um das Herausreißen einer 
vom A. behufs Verhütung des Betretens eines von ihm gepachteten 
Feldes errichteten Dornhecke, mithin um Vernichtung eines Acetes, 
zu dem der Beſitzer als ſolcher befugt iſt, und um Hemmung der 
Verfügung über die errichtete Hecke handelt. In der Sache ſelbſt iſt 
durch Zeugen dargethan, daß B. thatſächlich mehrere Dornſträuche aus 
der Hecke am beſagten Felde des A. nahe ihrer Wohnung herausge— 
riſſen, daß ſerner A. im Beſitze der Pachtrechte zu dieſem Felde ſowie 
im Beſitze der Hecke ſich befunden habe, weshalb der Klage ſtatt— 
zugeben war. 

Ueber die Beſchwerde der B. wies jedoch das k. k. Oberlandes⸗ 
gericht die Klage unter Verfällung des A. in den Erſatz der Gerichtskoſten 
ab, — aus folgenden Gründen: Die Einwendung der Unzuſtändig⸗ 
keit der Civilgerichte iſt ungegruͤndet. Denn das Feldſchutzgeſetz weiſt 
zwar die Unterſuchung und Beſtrafung der Feldfrevel ($ 31 des Geſetzes 
vom 12. October 1875, Landesgeſetzblatt für Böhmen Nr. 76), dann 
den Ausſpruch über den Schadenerſatz ($ 40 cit.), welcher letztere 
übrigens auch nach $ 44 ibid. im ſelbſtſtändigen Civilrechtswege 
durchſetzbar iſt, den Gemeindevorſtänden zu, es wird jedoch 
hiedurch keineswegs in die Competenz der Gerichte zur Entſcheidung 
über die abgeſonderte Beſitz- und Eigenthumsſrage an den Feldern 
ſelbſt und zu den im allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuche überhaupt 
und hauptſächlich im erſten Hauptſtücke des Il. Theiles vorgeſchriebenen 
Verfügungen behufs Beſitzſchutzes und behufs Wiederherſtellung des 
geſtörten Beſitzes eingegriffen, welche Verfügungen vielmehr laut der 
kaiſerlichen Verordnung vom 27 October 1849, R. G Bl. Nr. 12, 
ausſchließlich den Gerichten zugewieſen ſind. Trotzdem wurde aber die 
Klage aus rein ſachlichen Gründen verworfen. Denn A. hat nicht 
erwieſen, daß er als Pächter durch die Thathandlung der B. im 
Beſitze ſeiner Pachtrechte, d. h. in der Ausübung des Nießbrauches der 
gepachteten Grundſtücke gejtört worden wäre, nachdem das in der 
Klage erwähnte Herausreißen der Dornhecke ſich nicht als Hemmung 
des Nießbrauches darſtellt, da hiedurch das Feld ſelbſt nicht der 
Betretung ausgeſetzt wurde, zumal aus dem Localaugenſcheine hervor⸗ 
leuchtet, daß, obwohl dort die Dornhecke errichtet war, das Feld dennoch 
hinter derſelben begangen wurde. — Belangend jedoch die Störung 
im Beſitze der Dornhecke ſelbſt, ſo iſt durch Zeugen dargethan, daß B. 
blos an einer Stelle einiges Dorngeſträuch herausriß, welche Stelle jedoch 
A. nicht genau angab, daher dem Klagebegehren, welches auf den Schutz 
im Beſitze der ganzen Hecke lautet, und ungeachtet dieſes durch Zeugen 
ſichergeſtellten Umſtandes nicht entſprechend geändert, beziehungsweiſe 
reſtringirt wurde, fondern die Wiederherſtellung im Ganzen verlangt, 
nicht ſtattgegeben werden konnte. Demzufolge war die Klage a) belan⸗ 
gend den angeſuchten Schutz im Beſitze der Pachtrechte wegen Nicht 
erweiſung einer Störung derſelben, — hingegen b) belangend den gebe: 
tenen Schutz im Beſitze der Dornhecke wegen ungenauer Angabe des 
beſchädigten Theiles, ſomit auch der theilweiſen Wiederherſtellung 
abzuweiſen. 

Ueber Reviſionsrecurs des A. beſtätigte der k k. oberſte Gerichtshof 
mit dem Decrete vom 18. Jänner 1884, Z. 13.559, die Entſcheidung 
der II. Inſtanz betreff der Verfällung des A. in die Koſten beider 
Inſtanzen, behob jedoch beide Entſcheidungen der letzteren und das 
ganze Verfahren mit Einſchluß des Klagebeſcheides unter Verweiſung 
des Klägers auf die 88 23 und 25 der Miniſterialverordnung vom 
30. Jänner 1860, R. G. Bl. Nr. 28, mit dem Beifügen, daß A. 
die Koſten des Reviſionsrecurſes ſelbſt zu tragen habe, denn 
unter dem Ausdrucke „Feldgut“ im § 1 der citirten Verordnung 


werden nicht nur die Grundſtücke, ſondern auch die Hecken, Zäune, 
Geſträuche und alle Gegenftände verſtanden, welche mit dem Betriebe 
der Land⸗ und Feldwirthſchaft im weiteſten Sinne des Wortes im 
unmittelbaren oder mittelbaren Zuſammenhange ſtehen, inſolange ſie 
ſich auf offenem Felde befinden, und es iſt jede Störung oder Beſchä— 
digung derſelben, inſoferne ſie nicht unter das Strafgeſetz fällt, als 
Feldfrevel anzuſehen und nach dieſer Verordnung zu beſtrafen. Vorliegend 
ſoll die Störung nach der Klagsangabe einzig und allein im Heraus⸗ 
reißen und Beſeitigen der vom Kläger um ſein Pachtfeld herum 
errichteten Dornhecke beſtehen, wodurch er es vor dem Betreten und 
ſohinniger Beſchädigung ſchützen wollte. Diele Beſchädigung der Dorn⸗ 
hecke ſtellt ſich jedoch als Feldfrevel dar und war daher bei dem 
Umſtande, wo von einer Störung der Pachtrechte mit Grund nicht die 
Rede ſein kann, in die Behandlung der Sache nach der kaiſerlichen 
Verordnung vom 27. October 1849 gar nicht einzugehen, ſondern der 
Kläger an die zuſtändige politiſche Behörde zu weiſen, und da dies 
nicht geſchah, die Angelegenheit in das richtige Geleiſe zu leiten. — 
Die Verfällung des A. in die Gerichtskoſten iſt in der Abweiſung 
desſelben a limine wegen ungehöriger Betretung des Rechtsweges und 
in dem Umſtande begründet, daß er trotz der von der B. erhobenen 
Incompetenzeinwendung von demſelben nicht zurücktrat, daher Koſten 
verurſachte, welche B. zufolge 88 21—25 der Mainovelle zu tragen 
nicht ſchuldig iſt. 


Geſetze und Verordnungen. 
1885. II. Semeſter. 


Reichsgeſetzblatt für die im Neichsrathe vertretenen Königreiche 
und Lander. 

XXX. Stück. Ausgeg. am 4. Juli. — 95. Staatsvertrag vom 14. März 
1885 zwiſchen Oeſterreich⸗Ungarn und dem deutſchen Reiche, betreffend mehrere 
Eiſenbahnanſchlüſſe an der öſterreichiſch-preußiſchen Landesgrenze. — 96. Ver⸗ 
ordnung der Miniſterien der Finanzen und des Handels vom 10. Juni 1885, 
betreffend die Feſtſetzung der Tara bei Verzollung von Fleiſchextracten. 
97. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 16. Juni 1885, betreffend 
das Ausmaß der Steuerrückvergütung für den zur Bleizuckererzeugung ver⸗ 
wendeten Branntwein. — 98. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 
17. Juni 1885, betreffend die Ermächtigung des Nebenzollamtes I. Claſſe 
im Eiſenbahnhofe zu Moldau zur Austrittsbeamtshandlung von Zucker, Bier und 
gebrannten geiſtigen Flüſſigkeiten. 

XXXI. Stück. Ausgeg. am 1. Juli. 
für Cultus und Unterricht und des Finanzminiſters vom 2. Juli 1885, womit 
die erforderlichen Beſtimmungen zur Durchführung des Geſetzes vom 19. April 
1885 (R. G. Bl. Nr. 47), betreffend die proviſoriſche Aufbeſſerung der Dotation 
der katholiſchen Seelſorgegeiſtlichkeit, erlaſſen werden. 

XXXII. Stück. Ausgeg. am 25. Juli. — 100. Verordnung des Handels- 
miniſteriums vom 4. Juli 1885, womit eine Vorſchrift über die Uniformirung: 
a) der Beamten und Beamtenaſpirauten, dann b) der Unterbeamten und Unter— 
beamten⸗Stellvertretet der Staats- und Privateiſenbahnen erlaſſen wird. 

XXXIII. Stück. Ausgeg. am 28. Juli. — 101. Verordnung des Finanz⸗ 
miniſteriums im Einvernehmen mit ſämmtlichen Miniſterien vom 8. Juni 1885 
über die Aufrechnung der Reiſekoſten für die von activen Staatsbedienſteten auf 
den Linien der öſterreichiſchen Staatsbahnen unternommenen Dienſtreiſen und 
dienſtlichen Ueberſiedlungen. — 102. Verordnung des Handelsminiſteriums im 
Einvernehmen mit dem Miniſterium des Innern vom 1”. Juli 1885, betreffend 
die Abänderung des § 2 der Miniſterialverordnung vom 25. September 1875 
(R. G. Bl. Nr. 129), hinſichtlich der Anbringung des Aichſtriches auf den in 
öffentlichen Schanflocalitäten verwendeten Schankgläſern. — 108. Kundmachung 
des Handelsminiſteriums vom 13. Juli 1885, betreffend die Zulaſſung einer 
Centeſimalwage zum Abwägen von Drahtſeilbahnwaggons zur Aichung und 
Stempelung. — 104. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 15 Juli 1885, 
betreffend die Errichtung einer Expoſitur des Zollamtes Montecroce zu Miß⸗ 
Sagron. 105. Verordnung des Handelsminiſteriums vom 20. Juli 1885 
wegen Einführung der Poſtanweiſungen im Verkehre zwiſchen Oeſterreich⸗Ungarn 
und dem Vereinigten Königreiche von Großbritannien und Irland. 

XXXIV. Stück. Ausgeg. am 1. Auguſt. — 106. Verordnung des Mini⸗ 
ſteriums des Innern vom 26. Juli 1885, mit welcher Beſtimmungen zur Durch⸗ 
führung des Geſetzes vom 24. Mai 1885 (R. G. Bl. Nr 90), betreffend die 
Zwangsarbeits⸗ und Beſſerungsanſtalten, erlaſſen werden. 

(Fortſetzung folgt.) 
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— 99. Verordnung des Minifters | 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Hofrathe der Finanz⸗Landesdirection in Zara 
Richard Doimus Be den als Ritter des öfterr. kaiſ. Leopold⸗Ordens den Ritter⸗ 
ſtand verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Sectionsrathes 
bekleideten Miniſterialſecretär im Miniſterrathspräſidium Adolph Schiel tarfrei 
den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Miniſterialſecretär im Miniſterium des Innern 
Dr. Robert v. Hörmann zum Sectionsrathe im Miniſterrathspräſtdium ernannt 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialſecretär im Miniſterium für Cultus 
und Unterricht Dr. Franz Freiherrn von Werner den Titel und Charakter 
eines Sectionsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Polizeirathe der Wiener Polizeidirection Karl 
Miſchitz anläßlich deſſen Penſionirung das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Rechnungsräthen im Miniſterium für Landes⸗ 
vertheidigung Joſeph Hampl und Joſeph Ficker das Ritterkreuz des Franz⸗ 
Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten der ſtatiſtiſchen Central- 
commiſſion in Wien Mathias Pigerle das goldene Verdienstkreuz mit der 
Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Kauzleiofficial der Forſt- und Domänendirection 
in Salzburg Anton Fridmanskhy anläßlich deſſen Penſionirung das goldene 
Verdienſtkreuz verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Minifteriums des Innern hat den 
Statthaltereiſecretüär Johann Orobkiewicz zum Bezirkshauptmanne und den 
Miniſterialconcipiſten im Handelsminiſterium Dr. Stanislaus Ritter von Duna- 
jewski zum Statthaftereijecretär in Galizien ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Ingenieur Vincenz Nordis zum Oberingenieur und den Bauadjuncten Konrad 
Fiers zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt im Küſtenlande ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat die an der k. k. Univerſitäts⸗ 
bibliothek in Graz erledigte Amanuenſisſtelle dem Phil. Dr. Victor Skodlar 
verliehen. 

i Der Aderbauminifter hat den Forſt⸗Inſpectionscommiſſär Emil Hotow⸗ 
kiewicz zum Viceforſtmeiſter der k. k. Forſt⸗ und Domänendirection in Lemberg 
ernannt. 


Erledigungen. 
Bezirksſecretärsſtelle, eventuell Statthalterei⸗Kanzliſtenſtelle in Niederösterreich 
in der zehnten, eventuell elften Rangsclaſſe, bis 20. Juni. (Amtsbl. Nr. 107.) 

Rechnungsrevidentenſtelle in der neunten Rangsclaſſe bei der böhmiſchen 
Statthalterei, eventuell Rechnungsofficialsſtelle in der zehnten oder Rechnungs⸗ 
aſſiſtentenſtelle in der elften Rangsclaſſe, bis 7. Juni. (Amtsbl. Nr. 107. 

Secretärsſtelle beim niederöſterr. Landesausſchuſſe in Wien dritter Claſſe 
in der achten Rangsclaſſe, dem Gehalte jährlicher 1600 fl. und 600 fl. Quartier⸗ 
geld, bis 10. Juni. (Amtsbl. Nr. 108.) 

Officialsſtelle in der zehnten, eventuell eine Kanzliſtenſtelle in der elſten 
Rangsclaſſe im Beamtenſtatus der drei k. k. Wiener Krankenanſtalten, bis 25. Mai, 
(Amtsbl. Nr. 109.) 

Lottoamts⸗Aſſiſteutenſtelle bei einem der k. k. Lottoämter in der elften 
Rangsclaſſe, bis Mitte Juni. (Amtsbl. Nr. 109.) 

Bauadjunctenſtelle im Staatsbaudienſte für Niederöſterreich in der zehnten 
Rangsclaſſe, bis 20. Juni. (Amtsbl. Nr. 110.) 


Verlag 
der Manz'schen k. k. Hof- Verlags- und Universitäts- Buchhandlung in 
Wien, I., Kohlmarkt 
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7. 


Commentar 


zum österreichischen allgemeinen 


bürgerlichen Gesetzbuche 


von weiland 


Dr. Moriz von Stubenrauch. 
Vierte Auflage, nach dem gegenwärtigen Stande der Gesetzgebung, der 
Rechtsprechung urd der Literatur neu bearbeitet von 
Dr. Max Schuster und Pr. Carl Schreiber. 
2 Bände. 114 Bogen gr. 80. Preis: 12 fl., gebunden in 2 elegante 
Halbfranzbände 14 fl. 


Der Verlag sowie alle Buchhandlungen liefern das nunmehr in 
vierter Auflage vollständige Werk sofort auf Verlangen. 

Die Verlagshandlung räumt den P. T. Herren Bestellern auf 
Wunsch auch die Begleichung des Kaufpreises in monatlichen Raten- 
zahlungen ein, deren Höhe nach freier Bestimmung zum mindesten im 
Betrage von 2 fl. zu stellen ist. 


Mur Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſaumt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Veilage: 
Bogen 2 der Erkenntuiſſe 1886. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


